
 

Anlage 

AKTENSTÜCKE DER 27. LANDESSYNODE NR. 7 

 

 

U r a n t r a g 

der Synodalen Grüssing u.a. 

betr. Zahlung von Reisekosten, Verdienstausfällen und Entschädigungen 

 

Hannover, 19. Februar 2026 

 

 

Die Landessynode wolle beschließen: 

1. Für die Zahlung von Reisekosten und Entschädigungen bei Tagungen der  

Landessynode, bei Sitzungen ihrer Ausschüsse und Synodalgruppen sowie in 

sonstigen Fällen der Wahrnehmung synodaler Aufgaben gelten zunächst die in 

der Anlage beigefügten Grundsätze. 

2. Der Finanzausschuss wird gebeten, diese Grundsätze zu überprüfen und der  

Landessynode hierzu während ihrer II. Tagung im Juni 2026 zu berichten. 

3. Im Rahmen dieser Überprüfung sollen insbesondere folgende Fragestellungen 

vertieft geprüft und bewertet werden: 

a) In welchem Umfang können Zeit- oder Aktionsfahrkarten (z.B. das Deutsch-
landticket) für Fahrten im synodalen Auftrag erstattet werden? Insbesondere 

soll geprüft werden, ob und unter welchen Voraussetzungen eine vollständige 

oder anteilige Kostenerstattung sachgerecht und wirtschaftlich vertretbar ist. 

b) Wie können Dienstfahrten, an denen verschiedene Kostenträger innerhalb der 

Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers beteiligt sind, rechtssicher 

und praktikabel abgerechnet werden, wenn die Nutzung von Zeit- oder  
Aktionsfahrkarten insgesamt kostengünstiger ist als der Erwerb einzelner 

Fahrscheine? 

c) Ob und in welcher Form können im Bereich der Reisekosten, Verdienstausfälle 
oder sonstigen Aufwendungen ergänzend pauschalierte Erstattungsmodelle 

oder Aufwandsentschädigungen eingeführt werden, insbesondere unter  

Berücksichtigung haushaltsrechtlicher Vorgaben und steuerrechtlicher  
Rahmenbedingungen? 

 

 

Wortführer: 

Grüssing 

 

Mitunterzeichnende Mitglieder der Landessynode: 

Bischoff Dallmeier 

Furche Dr. Krarup 
Reimann Rinne 

Dr. Siegmund Thiemann 
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G R U N D S Ä T Z E 

der 27. Landessynode über die Zahlung von Reisekosten,  

Verdienstausfällen und Entschädigungen 

 

Vom 19. Februar 2026 

 

I. Reisekosten bei Tagungen der Landessynode, bei Ausschusssitzungen und bei  

Sitzungen der Synodalgruppen 

1. Tagegelder 

Für die Zahlung von Tagegeldern an die Mitglieder der Landessynode bei Tagun-

gen der Landessynode, bei Sitzungen ihrer Ausschüsse sowie bei Sitzungen der 

Synodalgruppen und ihrer Vorstände gelten in Anlehnung an die jeweils maßgeb-

lichen Bestimmungen des Bundesreisekostenrechts folgende Regelungen: 

Bei einer Abwesenheit von mehr als acht Stunden wird ein Tagegeld in Höhe von  

14 Euro gewährt. Bei einer Abwesenheit von mindestens 24 Stunden beträgt das  

Tagegeld 28 Euro. Bei mehrtägigen Reisen mit Übernachtung wird für den  

An- und Abreisetag unabhängig von der tatsächlichen Abwesenheitsdauer jeweils 

ein Betrag von 14 Euro gezahlt. 

Erhalten Mitglieder der Landessynode im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit  

unentgeltlich Verpflegung, so wird das zustehende Tagegeld entsprechend den  

Regelungen des Bundesreisekostenrechts gekürzt. Dabei werden für das Früh-

stück 20 % sowie für das Mittag- und Abendessen jeweils 40 % des Tagegeldes 

für einen vollen Kalendertag einbehalten. 

Maßgeblich für die Berechnung der Abwesenheitsdauer ist grundsätzlich die zu 

Beginn der jeweiligen Sitzung festgelegte Sitzungszeit unter Hinzurechnung der 

erforderlichen Reisezeiten. Auf Antrag kann die tatsächlich nachgewiesene  

Abwesenheitsdauer berücksichtigt werden. 

 

2. Übernachtungskosten 

Wird im Zusammenhang mit einer synodalen Tätigkeit eine Übernachtung erfor-

derlich, so wird ein pauschales Übernachtungsgeld in Höhe von 20 Euro gewährt. 

Nachgewiesene höhere Übernachtungskosten können bis zu einem Betrag von 

70 Euro erstattet werden. Übersteigen die tatsächlichen Übernachtungskosten 

diesen Betrag, ist im Einzelfall darzulegen und zu begründen, warum die höheren 

Kosten notwendig waren. Die Geschäftsstelle der Landessynode kann auf Antrag 

im Vorfeld Übernachtungskosten genehmigen, die den Betrag von 70 Euro  

überschreiten. 
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3. Fahrkosten 

Für Fahrten im Zusammenhang mit synodalen Aufgaben sind grundsätzlich  

regelmäßig verkehrende öffentliche Beförderungsmittel zu nutzen. Erstattet wer-

den die entstandenen notwendigen Kosten für die zweite Klasse. Die Erstattung 

von Kosten für die erste Klasse erfolgt nur in besonders begründeten Ausnahme-

fällen und bedarf der vorherigen Genehmigung durch die Präsidentin oder den 

Präsidenten der Landessynode. 

Wird ein privates Kraftfahrzeug genutzt, richtet sich die Höhe der Wegstrecken- 

entschädigung nach der jeweils geltenden Wegstreckenentschädigungsverord-

nung der Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen. Die Entschä- 

digung beträgt derzeit 38 Cent je gefahrenem Kilometer; für die Mitnahme  

weiterer anspruchsberechtigter Personen werden zusätzlich 2 Cent je Kilometer 

und Person gewährt. Eine Wegstreckenentschädigung wird gewährt, sofern die 

Gesamtfahrstrecke mindestens drei Kilometer beträgt. 

Soweit die Wegstreckenentschädigung die Kosten eines regelmäßig verkehren-

den Beförderungsmittels übersteigt, ist die Notwendigkeit der Nutzung des  

privaten Kraftfahrzeuges zu begründen. 

 

4. Berücksichtigung nachhaltiger Mobilität 

Zur Förderung umweltfreundlicher Mobilität wird für Strecken, die mit einem  

eigenen Fahrrad oder Roller – auch mit elektrischem Antrieb – zurückgelegt wer-

den, eine Wegstreckenentschädigung in Höhe von 10 Cent je Kilometer gewährt. 

Für zu Fuß zurückgelegte Strecken beträgt die Entschädigung 5 Cent je  

Kilometer. 

 

5. Unvermeidbare Mehrkosten 

Nachgewiesene und unvermeidbare Mehrkosten, die im unmittelbaren Zusam-

menhang mit der Wahrnehmung synodaler Aufgaben entstehen, wie beispiels-

weise notwendige Telefonkosten, werden erstattet. 

 

II. Reisekosten in anderen Fällen 

Für Reisen von Mitgliedern der Landessynode, die mit Zustimmung der Präsidentin 

oder des Präsidenten der Landessynode zur Wahrnehmung synodaler Aufgaben 

durchgeführt werden, gelten die Regelungen des Abschnittes I entsprechend.  

Gleiches gilt für Zusammenkünfte oder besondere Anlässe, sofern die Reise der  

Förderung der Arbeit der Landessynode dient und die Zustimmung vorliegt. 
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III. Verdienstausfälle und Vertretungsentschädigungen 

1. Verdienstausfälle 

Verdienstausfälle werden auf Antrag in der tatsächlich entstandenen Höhe  

einschließlich der Sozialversicherungsanteile erstattet. Der entstandene Ver-

dienstausfall ist durch eine Bescheinigung des Arbeitgebers nachzuweisen. Bei 

monatlichen Dienstbezügen wird der entsprechende anteilige Betrag pro  

Arbeitstag zugrundegelegt. 

 

2. Vertretungsentschädigungen 

Vertretungsentschädigungen können auf Antrag bis zur Höhe der tatsächlich ent-

standenen Kosten erstattet werden, höchstens jedoch bis zu 50 Euro je Stunde 

und für längstens acht Stunden pro Tag. Die entstandenen Kosten sind in geeig-

neter Weise nachzuweisen. 

Selbständigen Mitgliedern der Landessynode kann anstelle einer stundenweisen  

Abrechnung auf Antrag ein pauschaler Betrag bis zu 220 Euro je vollem Werktag 

gewährt werden. 

Für jede mehrtägige Tagung der Landessynode kann unabhängig von ihrer Dauer 

eine pauschale Vertretungsentschädigung in Höhe von 50 Euro gewährt werden, 

sofern keine anderen Entschädigungen nach Abschnitt III geltend gemacht  

werden. 

Mitgliedern der Landessynode, die für die Betreuung von im Haushalt lebender 

Minderjähriger bis zum Alter von 14 Jahren oder pflegebedürftiger Personen ver-

antwortlich sind, können auf Antrag die nachgewiesenen Auslagen für eine Hilfs-

kraft bis zur Höhe von 20 Euro je Stunde erstattet werden. Sofern die betreuende 

Person im ersten Grad mit der zu betreuenden Person verwandt ist, ist ein Aus-

lagenersatz bis zu 20 Euro je Stunde zulässig, wenn der betreuenden Person ein 

nachgewiesener Verdienstausfall entstanden ist. 

In besonderen Ausnahmefällen kann bei der Betreuung pflegebedürftiger Perso-

nen ein über 20 Euro je Stunde hinausgehender erforderlicher Betrag in ange-

messener Höhe erstattet werden. 

 

3. EDV-Ausstattung 

Für eine erforderliche technische Ausstattung kann jedem Mitglied der Landessy-

node auf Antrag ein Pauschalbetrag in Höhe von 800 Euro je Amtsperiode ge-

währt werden, sofern nicht eine geeignete, durch die Landeskirche finanzierte 

Ausstattung zur Verfügung steht oder bereits eine entsprechende Kostenpau-

schale gezahlt wurde. 
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4. Steuerliche Behandlung und Entscheidung 

Die steuerliche Behandlung der erhaltenen Erstattungen obliegt dem jeweiligen  

Antragsteller.  

 

IV. Abrechnung 

Die Abrechnung der Reisekosten, Verdienstausfälle und Vertretungsentschädigungen 

erfolgt grundsätzlich im bargeldlosen Zahlungsverkehr. 

Es gilt eine Ausschlussfrist von sechs Monaten. 


